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232 Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung zur Errichtung der Handwerkskammer vom 28. Juli 1934. 
Vom 9. September 1935. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 71 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 

und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 

Die Verordnung zur Errichtung der Handwerkskammer vom 28. Juli 1934 (G. Bl. S. 639) wird 
wie folgt geändert: 

Im 8 2 Abſ. 2 wird hinzugefügt: 

„9. Sie hat Ehrengerichte zu bilden.“ 

§ 13 erhält folgende Faſſung: 

„Die aus der Errichtung und Tätigkeit der Handwerkskammer erwachſenden Koſten 
werden, ſoweit fie nicht anderweitig Deckung finden, unter Zugrundelegung des Haushalts- 
planes der Handwerkskammer nach einem vom Senat zu beſtimmenden Verteilungsmaßſtab 
auf die einzelnen Handwerksbetriebe umgelegt.“ 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 9. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Wiercinski-Keiſer 


233 Statut 
der Handwerkskammer zu Danzig. 
Auf Grund des $ 17 der Verordnung zur Errichtung der Handwerkskammer vom 18. 7. 1934 
(G. Bl. S. 639) wird auf Vorſchlag des Führers des Handwerks folgendes Statut erlaſſen: 
1. 
Allgemeine Beſtimmungen 
8 1 
Die Handwerkskammer führt die Bezeichnung 
„Handwerkskammer zu Danzig“. 
Ihre Zuſtändigkeit erſtreckt ſich auf alle ſelbſtändigen Handwerker und die bei dieſen beſchäftigten 
Handwerksgeſellen. Den Handwerkern ſind die Inhaber von Handwerksbetrieben und die Haus⸗ 
gewerbetreibenden gleichgeſtellt. Einen Streit über die Zuſtändigkeit entſcheidet der Senat der Freien 
Stadt Danzig endgültig. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 9. 1936.) 
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II. 

Organe der Handwerkskammer. 
8 2 

Organe der Handwerkskammer ſind: 

a) der Präſident, 

b) der vom Präſidenten ernannte Beirat, 

c) die Vollverſammlung (§ 4 Abf. 1 der Handwerkskammer⸗Verordnung). 


8 3 

Die Aufgaben der Organe ergeben ſich aus den SS 6, 9 und 10 der Handwerkskammer = Ver: 
ordnung. 

III. 
Geſchäfts führung 
Be 7 8 4 

Die Handwerkskammer hat eine Amtsſtelle, die nach den Anweiſungen des Präſidenten von dem 
Geſchäftsführer der Kammer geleitet wird. Das Nähere beſtimmt die von dem Präſidenten zu 
erlaſſende Geſchäftsordnung. 

Der Geſchäftsführer und erforderlichenfalls ſein Stellvertreter werden vom Senat auf Vorſchlag 
der Kammer ernannt. Dem Vorſchlag iſt der Entwurf des Vertrages beizufügen, deſſen Abſchluß 
mit dem Geſchäftsführer oder dem Stellvertreter beabſichtigt iſt. Wünſcht die Kammer von dem über- 
reichten Entwurfe abzuweichen oder will ſie ſpäter den abgeſchloſſenen Vertrag ändern, ſo iſt hierzu 
die Genehmigung des Senats der Freien Stadt Danzig erforderlich. 


85 
Die Bekanntmachungen der Handwerkskammer erfolgen im Staatsanzeiger. 


IV. 
Ausſchüſſe 
1. Geſellenprüfungsausſchüſſe 
8 6 

Bei jeder Innung wird ein Geſellenprüfungsausſchuß von der Handwerkskammer errichtet werden. 

Der Geſellenprüfungsausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter und min⸗ 
deſtens 2 Beiſitzern. Der Vorſitzende des Geſellenprüfungsausſchuſſes ſowie ſein Stellvertreter werden 
von dem Präſidenten der Handwerkskammer beſtellt und abberufen. 

Von den Beiſitzern wird die Hälfte aus den zur Führung des Meiſtertitels berechtigten In⸗ 
nungsmitgliedern durch die Innungsverſammlung, die andere Hälfte aus der Zahl der Geſellen, die 
eine Geſellenprüfung beſtanden haben, durch den Geſellenausſchuß beſtellt. 

Die Entſcheidungen des Geſellenprüfungsausſchuſſes erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Präſident der Handwerkskammer kann Beiſitzer jederzeit abberufen und neue Beſtellungen an⸗ 
ordnen. 

Macht der Präſident der Handwerkskammer hiervon keinen Gebrauch, ſo gilt der jeweilige Aus⸗ 
ſchuß für zwei Jahre beſtellt. Die Amtsdauer des Ausſchuſſes beginnt am 1. Januar des Jahres, 
das auf die Ernennung folgt. 


8 7 | e üg 

Die Handwerkskammer hat für Handwerkszweige, für die eine Innung nicht beſteht, erforderlichen⸗ 
falls eigene Geſellenprüfungsausſchüſſe einzurichten. 

Die Vorſitzenden, deren Stellvertreter ſowie die Beiſitzer dieſer Geſellenprüfungsausſchüſſe werden 
von dem Präſidenten der Handwerkskammer beſtellt und abberufen. Die Hälfte der Beiſitzer muß aus 
Geſellen beſtehen. 

Im übrigen gelten die Beſtimmungen des 8 6 ſinngemäß. 


8 8 
Das Verfahren vor den Geſellenprüfungsausſchüſſen, der Gang der Prüfungen, die Höhe der 
Prüfungsgebühren werden durch eine Geſellenprüfungs⸗Ordnung geregelt, die der Genehmigung des 
Senats bedarf. F 
Der Vorſitzende des Geſellenprüfungsausſchuſſes ſowie der Präſident der Handwerkskammer oder 
ſein Beauftragter kann Beſchlüſſe des Geſellenprüfungsausſchuſſes mit aufſchiebender Wirkung bean⸗ 
ſtanden. Über die Beanſtandung entſcheidet der Berufungsausſchuß der Handwerkskammer endgültig. 
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Der Präſident der Handwerkskammer oder fein Beauftragter hat das Recht, an den Geſellen⸗ 
prüfungen teilzunehmen und jederzeit das Wort zu ergreifen. Die Vorſchriften des Abſatzes 2 finden 
entſprechende Anwendung. 

Die Vorſitzenden der Geſellenprüfungsausſchüſſe haben mindeſtens 2 Wochen vor dem Prüfungs⸗ 
termin Tag, Stunde und Prüfungslokal ſowie die Zahl der zu prüfenden Lehrlinge der Handwerks⸗ 
kammer ſchriftlich mitzuteilen. 

2. Meiſterprüfungsausſchüſſe 
8 9 

Soweit erforderlich, hat die Handwerkskammer für jeden Handwerkszweig einen Meiſterprüfungs⸗ 
ausſchuß einzurichten, deſſen Amtsbezirk ſich über das Gebiet der Freien Stadt Danzig erſtreckt. 

Dieſe Ausſchüſſe beſtehen aus einem Vorſitzen den, deſſen Stellvertreter und 4 Beiſitzern, die vom 
Präſidenten der Handwerkskammer beſtellt und abberufen werden. 

Macht der Präſident der Handwerkskammer von dieſem Abberufungsrecht keinen Gebrauch, ſo 
erliſcht die Beſtellung nach Ablauf von 2 Jahren. Die Amtsdauer des Ausſchuſſes beginnt am 
1. Januar des Jahres, das auf die Ernennung folgt. 

Die Mitglieder der Meiſterprüfungsausſchüſſe müſſen zur Meiſtertitelführung in ihrem Handwerk 
berechtigt ſein, doch können auch Perſonen beſtellt werden, die nicht Handwerker ſind, ſofern ſie die 
erforderliche Sachkunde beſitzen. 

8 10 

Die Meiſterprüfungsausſchüſſe ſind beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder ſeinem 
Stellvertreter mindeſtens 2 Beiſitzer anweſend ſind. 

Die Entſcheidungen erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. 

Das Verfahren vor den Meiſterprüfungsausſchüſſen, der Gang der Prüfungen und die Höhe 
der Prüfungsgebühren werden durch eine von der Handwerkskammer mit Genehmigung des Senats 
der Freien Stadt Danzig zu erlaſſende Meiſterprüfungs⸗Ordnung geregelt. 


§ 11 

Zu Meiſterprüfungen ſind nur ſolche Perſonen zuzulaſſen, die in dem Gewerbe, für welches ſie 
die Meiſterprüfung ablegen wollen, die Geſellenprüfung beſtanden haben, mindeſtens 5 Jahre als 
Geſelle (Gehilfe) oder in leitender Stellung oder ſelbſtändig tätig geweſen, oder die nach 88 129 und 
129 a der G. O. oder gemäß Art. II des Geſetzes vom 30. Mai 1908 zur Anleitung von Lehrlingen 
in dieſem Gewerbe berechtigt ſind. 

Der Präſident der Handwerkskammer kann in beſonders gelagerten Fällen Ausnahmen zulaſſen. 

Über die Zulaſſung zur Meiſterprüfung entſcheidet der Präſident der Handwerkskammer. Die 
ablehnende Entſcheidung kann binnen 2 Wochen durch Beſchwerde bei dem Meiſterprüfungsausſchuß 
angefochten werden; gegen die Entſcheidung des Meiſterprüfungsausſchuſſes iſt binnen 2 Wochen Be⸗ 
ſchwerde beim Senat der Freien Stadt Danzig zuläſſig, der endgültig entſcheidet. Die Beſchwerde 
kann auch von dem Präſidenten der Handwerkskammer eingelegt werden. 


8 12 

Der Präſident der Handwerkskammer oder ſein Beauftragter hat das Recht, an den Meiſter⸗ 
prüfungen teilzunehmen, jederzeit das Wort zu ergreifen und Beſchlüſſe der Meiſterprüfungsausſchüſſe 
mit aufſchiebender Wirkung zu beanſtanden. Über die Beanſtandung ſowie über Beſchwerden ent⸗ 
ſcheidet der Berufungsausſchuß (ſiehe $ 13). 

Die Vorſitzenden des Meiſterprüfungsausſchuſſes bezw. deren Stellvertreter ſind verpflichtet, min⸗ 
deſtens 2 Wochen vor dem Prüfungstermin Tag, Stunde und Prüfungslokal ſowie die Namen der 
Meiſterprüflinge der Handwerkskammer ſchriftlich anzuzeigen. 


3. Berufungsausſchuß 
8 13 

Zur Entſcheidung über Beanſtandungen von Beſchlüſſen der Geſellenprüfungsausſchüſſe und der 
Meiſterprüfungsausſchüſſe iſt ein Berufungsausſchuß zu errichten, der endgültig zu entſcheiden hat. 

Der Ausſchuß beſteht aus dem Präſidenten der Handwerkskammer oder ſeinem Stellvertreter 
und 4 Beiſitzern, von denen 2 Meiſter und 2 Geſellen ſind. 

Die Beſtellung und Abberufung der Beiſitzer erfolgt durch den Präſidenten der Handwerks- 
kammer. Macht der Präſident von dem Recht der Abberufung keinen Gebrauch, ſo erliſcht die Be⸗ 
rufung nach Ablauf von 2 Jahren. Die Amtsdauer des Ausſchuſſes beginnt am 1. Januar des 
Jahres, das auf die Ernennung folgt. 


— 
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Falls nicht mindeſtens eins von den Mitgliedern des Berufungsausſchuſſes dem Handwerk an⸗ 
gehört, für welches der Prüfungsausſchuß, deſſen Beſchluß beanſtandet iſt, gebildet war, ſo iſt vom 
Vorſitzenden dieſes Ausſchuſſes ein Sachverſtändiger aus den Kreiſen dieſes Handwerks mit beratender 
Stimme hinzuzuziehen. 

| 8 14 

Der Berufungsausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Präſidenten oder feinem Stellver- 
treter mindeſtens ein Meiſter und ein Geſelle anweſend ſind. 

Die Entſcheidungen des Berufungsausſchuſſes erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


8 15 
Über die Verhandlungen iſt ein Protokoll aufzunehmen, welches das Ergebnis der Abſtimmung 
und Entſcheidung mit einer kurzen Begründung enthalten und von dem Vorſitzenden unterzeichnet 
werden muß. 
Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes und der Beſchwerdeführer erhalten Abſchrift der Ent⸗ 
ſcheidung nebſt Begründung. 
V. 
Lehrlingsweſen 
§ 16 
Von der Handwerkskammer kann die Dauer der Lehrzeit für die einzelnen Handwerks- oder Ge⸗ 
werbezweige feſtgeſtellt werden. 
Die Handwerkskammer iſt befugt, Lehrlinge in Einzelfällen von der Innehaltung der feſtge⸗ 
ſetzten Lehrzeit auf Antrag des Lehrherrn zu entbinden. 
Die Handwerkskammer hat über das Lehrlingsweſen verwandter Handwerkszweige Beſtimmungen 
zu treffen. 
Zur Regelung des geſamten Lehrlingsweſens hat die Handwerkskammer Vorſchriften zu erlaſſen, 
die der Genehmigung des Senats der Freien Stadt Danzig bedürfen. 


VI. 
Innungen 
8 
Die Handwerkskammer hat in Ausübung ihres Aufſichtsrechts insbeſondere die Befolgung der 
geſetzlichen und ſtatutariſchen ſowie der von ihr ſelbſt erlaſſenen Vorſchriften und Anordnungen zu 
überwachen und kann ſie durch Androhung, Feſtſetzung und Vollſtreckung von Ordnungsſtrafen bis zum 
Höchſtbetrage von einhundert Gulden gegen die Inhaber von Innungsämtern, gegen die Innungs— 
mitglieder und gegen deren Geſellen, ſoweit dieſe an den Geſchäften der Innung teilnehmen, erzwingen. 
Geldſtrafen fließen in die Kaſſe der Handwerkskammer. 


. 8 18 
Die Handwerkskammer entſcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme, Zwangszugehörigkeit und 
Ausſchließung von Mitgliedern, über die Wahl zu den Innungsämtern ſowie über die Entrichtung 
von Beiträgen, Gebühren und Ordnungsſtrafen. Gegen die Entſcheidung ſteht dem Betroffenen binnen 
2 Wochen das Recht der Beſchwerde beim Senat der Freien Stadt Danzig zu. 


8 19 
Der für das Geſchäftsjahr erforderliche Haushaltsplan ſowie die Jahresrechnung nebſt Kaſſen⸗ 
büchern ſowie Einnahme- und Ausgabebelege für das abgelaufene Geſchäftsjahr ſind der Handwerks⸗ 
kammer zur Genehmigung einzuſenden. 
Ss 20 
Die Innung iſt bei ihrer Geſchäftsführung an den von der Handwerkskammer genehmigten Haus- 
haltsplan gebunden. Zu anderen Zwecken als zur Erfüllung der durch Geſetz oder Statut oder durch 
Anordnung der Handwerkskammer beſtimmten Aufgaben der Innung ſowie zur Deckung der Verwal— 
tungskoſten dürfen weder Beiträge erhoben werden, noch Verwendungen aus den laufenden Ein⸗ 
nahmen oder dem Vermögen der Innung erfolgen. 


8 21 


Im übrigen gelten für die Innungen die Vorſchriften betreffend die Verordnung zur Errichtung 
von Pflichtinnungen. 


Be 
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VII. 
Haushaltsplan und Jahresrechnung 
8 22 
Der Haushaltsplan der Handwerkskammer wird von dem Präſidenten der Kammer nach Anhö— 
rung des Beirats alljährlich feſtgeſetzt und bedarf der Genehmigung des Senats der Freien Stadt 
Danzig. Bis zur Genehmigung des Haushaltsplans durch den Senat erfolgt die Kaſſenführung nach 
dem Haushaltsplan des Vorjahres. 
8 23 
Am Schluß des Rechnungsjahres iſt eine Jahresrechnung aufzuſtellen. Dieſe muß ſämtliche Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben nach den Teilen des Haushaltsplanes geordnet, enthalten. 


§ 24 

Die Kaſſenführung unterliegt der ſtändigen Aufſicht des Präſidenten der Handwerkskammer, der 
die Kaſſen halbjährlich, und mindeſtens einmal im Jahre unvermutet, zu revidieren hat. 

Das geſamte Kaſſen- und Rechnungsweſen wird außerdem einer Prüfung halbjährlich durch einen 
öffentlich angeſtellten Bücherſachverſtändigen unterworfen, der das Ergebnis der Prüfung in einem 
ſchriftlichen Bericht an den Präſidenten der Kammer feſtlegt. In derſelben Form iſt von dieſem Bücher⸗ 
ſachverſtändigen der Jahresabſchluß feſtzuſtellen. Der Bücherſachverſtändige darf weder Mitglied des 
Beirats noch der Geſchäftsführung der Kammer ſein. 

8 25 

Die Zahlungen hat der Präſident der Handwerkskammer, in ſeiner Abweſenheit ſein Stellver⸗ 
treter, anzuweiſen. Der Präſident kann dem Geſchäftsführer Anweiſungsrecht bis zu 500 G im Einzel⸗ 
falle erteilen. 

Die Anlegung der Beſtände und die Aufbewahrung der Wertpapiere erfolgt gemäß $ 103 der 
Gew. O. 

VIII. 
Handwerkskammerbeitrag 
8 26 

Die Aufbringung der Koſten für die Handwerkskammer erfolgt durch Umlegung auf die der Hand⸗ 
werkskammer angehörigen Betriebe. 

Veranlagungszeitraum iſt das Geſchäftsjahr der Kammer (1. April bis 31. März). Als Ver⸗ 
anlagungsgrundlage gilt die Zahl der im Betriebe Beſchäftigten. Die Errechnung der Zahl der Be- 


ſchäftigten erfolgt durch Feſtſtellung des Mittels der für den Januar und Juli eines jeden Jahres 
vorzunehmenden Erhebungen. 


Als Normaljahresſatz gilt: 


Für jeden Meiſter bezw. Betriebsleittee re 10, G 
für jeden Geſellen ee ee 
für jeden Hilfsarbeiter und jeden Lehrling ee „ ar a 
Der Haushaltsplan beſtimmt, welcher Hundertſatz dieſer Rormalſätze jeweils erhoben wird. 
8 27 


Die Veranlagung der einzelnen Betriebe zu den Jahresbeiträgen erfolgt mittels ſchriftlichen Ver⸗ 
anlagungsbeſcheides durch die Handwerkskammer. 

Die Einzahlung der Beiträge hat ſeitens der Betriebe an die Handwerkskammer unmittelbar 
oder an die von ihr bezeichneten Stellen zu erfolgen. 

Der Präſident der Handwerkskammer iſt berechtigt, für nicht friſtgemäße Zahlung der Beiträge 
Verzugszuſchläge in einer von ihm für zweckmäßig erachteten Höhe feſtzuſetzen. 


§ 28 
Einſprüche gegen die Veranlagung ſind an die Handwerkskammer innerhalb von 2 Wochen nach 
Zuſtellung des Veranlagungsbeſcheides zu richten. 
Über den Einſpruch entſcheidet der Präſident der Handwerkskammer. 
Die Entſcheidung des Präſidenten kann binnen 2 Wochen nach Zuſtellung durch Beſchwerde beim 
Senat der Freien Stadt Danzig angefochten werden, der endgültig entſcheidet. 
Die Einlegung eines Rechtsmittels hat keine aufſchiebende Wirkung. 


x 


u 
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Ex: 
Anſtellung und Beeidigung von Sachverſtändigen 
§ 29 
Die Anſtellung und Beeidigung von Sachverſtändigen hat nur auf jederzeitigen Widerruf durch 
den Präſidenten der Handwerkskammer zu erfolgen und nur zur Erſtattung von Gutachten, die ſich 
auf handwerkliche Leiſtungen und Lieferungen und über die Angemeſſenheit der dafür geforderten 
Preiſe beziehen. 
Von jeder Anſtellung oder Beeidigung eines Sachverſtändigen iſt dem Gerichtspräſidenten in 
Danzig unter Beifügung der Eidesformel Mitteilung zu machen. 


X. 
Ehrengericht bei der Handwerkskammer 
Beſtimmung 

§ 30 
Bei der Handwerkskammer wird ein Ehrengericht gebildet. 
Das Ehrengericht hat die Aufgabe, Handlungen, welche eine Verletzung der Standes- und Be⸗ 

rufspflichten bedeuten und ein Verhalten, das das Anſehen des Berufsſtandes ſchädigt, zu ahnden. 

Verfehlungen, die länger als 1 Jahr zurückliegen, können nicht verfolgt werden. 


8 31 
Zuſtändigkeitsbereich 
Dem Ehrengericht unterſtehen alle im § 1 dieſes Statuts bezeichneten Perſonen. 


8 32 
Sit gegen eine der Ehrengerichtsbarkeit unterſtehende Perſon wegen einer ſtrafbaren Handlung 
die öffentliche Klage erhoben, ſo iſt es während der Dauer des Strafverfahrens unzuläſſig, wegen 
derſelben Tatſache ein Ehrengerichtsverfahren anhängig zu machen oder fortzuführen. 


8 33 
Zuſammenſetzung 

Das Ehrengericht beſteht aus: 

1. 1 Vorſitzenden, 

2. 3 Beiſitzern, 

3. dem jeweiligen Obermeiſter oder deſſen Stellvertreter der Innung, der der Beſchuldigte 
angehört oder der der Beſchuldigte angehören würde, wenn er einer Innung beitreten 
würde. Iſt der Beſchuldigte ein Geſelle, ſo tritt an die Stelle des Obermeiſters der Alt⸗ 
geſelle der betreffenden Innung oder deſſen Stellvertreter. 

Den Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter beſtellt der Senat. Die ſtändigen Beiſitzer und deren 
Stellvertreter werden nach Vorſchlag des Präſidenten der Handwerkskammer vom Senat der Freien 
Stadt Danzig beſtellt. 

8 34 

Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter müſſen die Fähigkeit zum Richteramt beſitzen. 

Als Beiſitzer ſind Perſonen zu berufen, die das 25. Lebensjahr vollendet haben, im Beſitze der 
Danziger Staatsangehörigkeit und Handwerksmeiſter ſind. 

Unfähig zum Amt eines Beiſitzers ſind Perſonen, die rechtskräftig mit einer ehrengerichtlichen 
Strafe nach dieſem Statut oder nach $ 38 der Verordnung zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 
8. Mai 1934 beſtraft ſind, ferner Perſonen, denen die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Amter aberkannt find oder gegen die das Hauptverfahren wegen eines Ver⸗ 
brechens oder Vergehens eröffnet iſt, das die Aberkennung zur Folge haben kann, und Perſonen, 
die infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind. 

Wird das Fehlen einer Vorausſetzung nachträglich bekannt oder fällt eine Vorausſetzung nach— 
träglich fort, jo enthebt der Vorſitzende des Ehrengerichts den Beiſitzer feines Amtes. Vor der Ent- 
ſcheidung iſt der Beiſitzer zu hören. Die Entſcheidung iſt endgültig. 


$ 35 


Die Mitglieder des Ehrengerichts werden auf die Dauer von 3 Jahren beitellt. Bei Ablehnung 
eines Mitgliedes wegen Befangenheit entſcheidet der Vorſitzende. Der Vorſitzende beſtimmt ferner, 


welcher ſtellvertretende Beiſitzer im Falle der Behinderung eines ordentlichen Beiſitzers an deſſen 
Stelle tritt. 

Die Beiſitzer des Ehrengerichts üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Der Vorſitzende bezw. 
deſſen Stellvertreter erhält eine vom Senat der Freien Stadt Danzig zu beſtimmende Vergütung. 


§ 36 
Verfahren 
Das Ehrengerichtsverfahren können beantragen: 
1. Staatliche und Kommunalbehörden, 
2. Offentlich-rechtliche Körperſchaften wirtſchaftlicher Art, insbeſondere die Handwerkskammer, 
3. das bei der Induſtrie- und Handelskammer beſtehende Einigungsamt in Sachen des un⸗ 
lauteren Wettbewerbs. 
Jeder Inhaber eines Handwerksbetriebes im Sinne des § 1 dieſes Statuts iſt berechtigt, über 
ſich eine ehrengerichtliche Entſcheidung über eigenes Verhalten herbeizuführen. 


8 37 
Der Vorſitzende des Ehrengerichts entſcheidet, ob der Antrag geeignet iſt, dem Ehrengericht zur 
Entſcheidung vorgelegt zu werden. Handlungen, die für das öffentliche und wirtſchaftliche Leben 
von untergeordneter Bedeutung ſind (Bagatellſachen), ſollen nicht verfolgt werden. 


8 38 N 
Das ehrengerichtliche Verfahren auf Grund dieſer Verordnung iſt unzuläſſig, falls das Ver⸗ 
halten eines Inhabers eines Handwerksbetriebes den Tatbeſtand einer im § 36 der Verordnung 
zur Ordnung der Arbeit bezeichneten Verletzungen der ſozialen Ehre erfüllt. 


8 39 
Der Antragſteller und der Beſchuldigte ſind zur Verhandlung mittels eingeſchriebenen Briefes 
zu laden. In Verbindung mit der Ladung iſt die Anſchuldigung mitzuteilen. Die Ladungsfriſt beträgt 
mindeſtens 1 Woche. Der Beſchuldigte kann ſich eines Rechtsanwalts oder eines Beiſtandes be⸗ 
dienen. Der Vorſitzende kann ungeeignete Beiſtände und ſolche, die die Vertretung gewerbsmäßig 
betreiben, zurückweiſen. 
§ 40 
Die Verhandlung des Ehrengerichts iſt mündlich und nicht öffentlich. Das Protokoll iſt von 
einem Beamten oder Angeſtellten der Kammer zu führen. 


8 41 
Das Ehrengericht kann Zeugen und Sachverſtändige vernehmen. 
Das Ehrengericht kann das zuſtändige Amtsgericht um Vernehmung und Vereidigung von 
Zeugen oder Sachverſtändigen erſuchen. 
8 42 
Außert ſich eine Partei innerhalb der ihr geſetzten Friſt nicht ſchriftlich und erſcheint ohne trif⸗ 
tigen Grund nicht im Termin, fo kann das Ehren gericht auf Grund des ihm bekannt gewordenen 
Vorbringens entſcheiden. 
8 43 
Entſcheidung 
here Ehrengericht hat das Recht: 
1. eine Verwarnung oder 

2. einen Verweis 
auszuſprechen, 

3. von Ehrenämtern auszuſchließen, 

4. die Befugnis zur Haltung von Lehrlingen auf Zeit oder dauernd abzuerkennen, falls das 
Verfahren ergeben hat, daß das Innungsmitglied nicht geeignet iſt, Lehrlinge zu halten oder 
anzuhalten. 

5. in ſchwerwiegenden Fällen oder im Wiederholungsfalle auf eine Geldſtrafe bis 1000 G 
(in Worten: Eintauſend Gulden) zu erkennen und 

6. in ganz beſonders gelagerten Fällen den Meiſtertitel auf Zeit oder dauernd abzuerkennen. 

Das Ehrengericht kann neben den erkannten Strafen erkennen, daß das ergangene Urteil in 
von ihm zu beſtimmenden Tageszeitungen auf Koſten des Verurteilten veröffentlicht wird. 
Der Vorſitzende beſtimmt, ob und welchen Stellen der Spruch des Ehrengerichts mitzuteilen iſt. 


Ma 


930) 


844 
Das Ehrengericht entſcheidet auf Grund geheimer Beratung mit Stimmenmehrheit. 
8 45 


Der Spruch des Ehrengerihts iſt ſchriftlich auszufertigen, mit Gründen zu verſehen und vom 
Vorſitzenden des Ehrengerichts ſowie von dem Protokollführer zu unterzeichnen. 


8 46 
Das Ehrengericht entſcheidet auch über die Koſten. Für das Verfahren werden nur bare Aus⸗ 
lagen in Anſatz gebracht. Die Koſten hat der Beſchuldigte zu tragen, wenn er verurteilt wird. Im 
übrigen fallen ſie der Handwerkskammer zur Laſt. 


8 47 
Die Eintreibung der vom Ehrengericht verhängten Geldſtrafen ſowie der Koſten erfolgt nach 
Maßgabe des 8 14 der Handwerkskammer⸗Verordnung. 


8 48 
Die Entſcheidung des Vorſitzenden gemäß § 37 oder der Spruch des Ehrengerichts iſt den Par⸗ 
teien durch eingeſchriebenen Brief zuzuſtellen. Mit der Entſcheidung des Vorſitzenden oder dem Spruch 
des Ehrengerichts iſt eine Rechtsmittelbelehrung zu verbinden. 


8 49 
Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden (§ 37) ſowie gegen den Spruch des Ehrengerichts ein- 
ſchließlich der Koſtenentſcheidung ſteht den Parteien innerhalb einer Friſt von 2 Wochen nach Zuſtel— 
lung Berufung an den Senat der Freien Stadt Danzig zu. 


XI. 
Schiedsgerichtsbarkeit in Arbeitsſtreitigkeiten 
8 50 
Sofern die Handwerkskammer Schiedsgerichte im Sinne der 88 78 bis 94 des Arbeitsgerichts⸗ 
geſetzes errichtet, hat ſie von der Einrichtung ſolcher Schiedsgerichte dem Treuhänder der Arbeit Mit⸗ 
teilung zu machen. 
Der Treuhänder der Arbeit kann bei Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit gemäß $ 32 der 
Verordnung zur Ordnung der Arbeit vom 8. Mai 1934 einem bei der Handwerkskammer errichteten 
Schiedsgericht die Entſcheidung von Streitigkeiten übertragen. 


XII. 
Einigungsamt in Sachen des unlauteren Wettbewerbs 
8 51 
Die Handwerkskammer iſt befugt, in das bei der Induſtrie- und Handelskammer zu Danzig 
beſtehende Einigungsamt in Sachen des unlauteren Wettbewerbs in angemeſſener Zahl Handwerker 
als Beiſitzer zu entſenden. Die Namhaftmachung der Beiſitzer erfolgt durch den Präſidenten der Hand⸗ 
werkskammer. 

Das Einigungsamt in Sachen des unlauteren Wettbewerbs bei der Induſtrie- und Handels- 
kammer iſt verpflichtet, von allen Beilegungen der Streitigkeiten, Vergleichen und Entſcheidungen in 
handwerklichen Angelegenheiten der Handwerkskammer unter kurzer Mitteilung des Sachverhalts Nach— 
richt zu geben. 

XIII. 
Sonſtige Beſtimmungen 
8 52 
Wer ſelbſtändig ein Handwerk ausübt, hat unbeſchadet der Vorſchrift des $ 14 der GO. der 
Handwerkskammer unverzüglich den Beginn und die Beendigung ſeines Betriebes ſowie die Be— 
ſtellung und Abberufung eines Bevollmächtigten ſchriftlich anzuzeigen. 
— 8 
Soweit in dieſem Statut Ernennungen von Ausſchüſſen durch den Handwerkskammerpräſidenten 
vorgeſchrieben ſind, wird dieſer von ſeinem Ernennungsrecht unverzüglich Gebrauch machen. Von dem 
Zeitpunkt der Ernennung ab beenden Ausſchüſſe, die z. Zt. beſtehen, ihre Tätigkeit. 


8 54 
Das Statut tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 9. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr Wiercin'ski⸗Keiſer 


234 Verordnung 
zur Errichtung von Pflichtinnungen. 
Vom 9. September 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziffern 66, 71 und 79 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird über den Aufbau des Danziger 
Handwerks folgendes verordnet: 


Erſter Teil 
Allgemeine Beſtimmungen 
8 1 


Der Senat der Freien Stadt Danzig ſtellt im Einvernehmen mit der Handwerkskammer ein 
Verzeichnis aller Gewerbe auf, die handwerksmäßig betrieben werden können. Er iſt befugt, das 
Verzeichnis zu ändern, es insbeſondere auf Gewerbe auszudehnen, die eine dem Handwerk ähnliche 
Betriebsführung und eine geordnete Ausbildung des Nachwuchſes aufweiſen. 


8 2 
Gewerbetreibende im Sinne des § 1 ſowie die in ihren Betrieben beſchäftigten Geſellen und Lehr— 
linge unterliegen den Vorſchriften dieſer Verordnung nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen; 
Geſellen im Sinne dieſer Verordnung ſind die Arbeitnehmer eines ſelbſtändigen Gewerbetreibenden 
in ſeinem Gewerbebetrieb (Betriebsgefolgſchaft). 


Zweiter Teil 
Handwerkerinnungen 
Erſter Abſchnitt 
Begriff und Errichtung 
8 3 
Die Handwerkerinnungen ſind von der Handwerkskammer zu errichten. Sie ſind der Zuſammen⸗ 
ſchluß aller ſelbſtändigen Gewerbetreibenden des gleichen Handwerkszweiges oder verwandter Hand⸗ 
werkszweige in einem örtlich abzugrenzenden Bezirk (Gemeinde oder Gemeinde-Verband). 
1 1 
(1) Für jeden Handwerkszweig darf in demſelben Bezirk nur eine Innung errichtet werden. 
(2) Verwandte Handwerkszweige können zu einer Innung zuſammengefaßt werden. Welche Hand⸗ 
werkszweige als verwandt gelten, beſtimmt der Senat der Freien Stadt Danzig nach Anhörung der 
Handwerkskammer. 
8 5 
(1) Die Innungsbezirke ſollen ſo abgegrenzt ſein, daß die Zahl der beteiligten ſelbſtändigen 
Handwerker zu einer leiſtungsfähigen Gemeinſchaft ausreicht, die Mitglieder aber auch im Stande 
ſind, an dem Leben und den Einrichtungen der Innung teilzunehmen. 
(2) Die Abgrenzung der Bezirke erfolgt nach dieſen Grundſätzen durch die Handwerkskammer. 
Gegen deren Anordnung kann von den beteiligten Innungen binnen zwei Wochen ſeit Bekanntgabe 
Beſchwerde beim Senat der Freien Stadt Danzig erhoben werden. Dieſer entſcheidet endgültig. 


8 6 
Die Innung iſt mit dem Erlaß der Satzung durch die Handwerkskammer errichtet. 
et 
Der Senat der Freien Stadt Danzig kann Ausführungsbeſtimmungen über die Errichtung der 
Innungen erlaſſen. 


W 
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Zweiter Abſchnitt 
Mitgliedſchaft 

8 8 

(1) Alle Gewerbetreibenden, — natürliche und juriſtiſche Perſonen, — die ſelbſtändig ein Hand- 
werk ausüben oder im Sinne des § 3 der Handwerkerkarten-Verordnung vom 25. Februar 1932 (G. Bl. 
S. 118 ff.) einen ſelbſtändigen Gewerbebetrieb unterhalten, gehören der Innung pflichtmäßig an. 

(2) bt ein ſelbſtändiger Gewerbetreibender neben dem hauptſächlich betriebenen Handwerk in 
weſentlichem Umfang auch andere Handwerke aus, ſo gehört er auch den für dieſe errichteten Innun⸗ 
gen an. Eine Beitragspflicht beſteht jedoch nur zur Innung des Hauptberufs; hinſichtlich der Wahr— 
nehmung der Innungspflicht geht im Zweifel die Mitgliedſchaft bei der Innung des Hauptberufes 
vor. 

(3) Streitigkeiten darüber, ob und welcher Innung ein ſelbſtändiger Handwerker anzugehören 
hat, ſowie welcher Beruf ſein Hauptberuf des Abſ. 2 iſt, entſcheidet auf Antrag einer der beteiligten 
Innungen oder des ſelbſtändigen Handwerkers die Handwerkskammer. $ 18 des Statuts der Hand- 
werkskammer zu Danzig findet entſprechende Anwendung. 


8 9 

(1) Die Mitgliedſchaft beginnt erſtmalig mit dem Tage der Errichtung der Pflichtinnung, im 
übrigen mit der Aufnahme der Tätigkeit (Betriebseröffnung) gemäß $ 8. 

(2) Die Mitgliedſchaft endet mit dem Zeitpunkt der Aufgabe des Betriebes; falls mehrere 
Handwerkszweige gleichzeitig betrieben werden, mit dem Zeitpunkt der Aufgabe des Handwerts- 
zweiges, für den die Innung errichtet iſt. 

(3) Der Geſellenwart und die Mitglieder des Geſellenbeirats behalten, auch wenn fie nicht mehr 
bei Innungsmitgliedern beſchäftigt ſind, ihr Amt bis zum Ende der Amtszeit, jedoch höchſtens 
6 Monate, ſofern ſie im Bezirk der Innung verbleiben und nicht bei einem anderen der Innung nicht 
angehörenden Arbeitgeber beſchäftigt werden. 

8 10 

(1) Wird nach dem Tod eines ſelbſtändigen Handwerkers deſſen Handwerksbetrieb für Rech⸗ 
nung der Witwe oder ſeiner Erben fortgeführt, ſo gehen auf ſie oder ihre Stellvertreter die Rechte 
und Pflichten aus der Innungsmitgliedſchaft mit Ausnahme des Stimmrechts über. Durch die 
Satzung kann der Witwe oder dem Stellvertreter das Stimmrecht eingeräumt werden. Wer als 
Stellvertreter anzuſehen iſt, regelt ſich nach SS 45, 46 Gew. O. 

(2) Dasſelbe gilt während der Dauer einer Vormundſchaft, Pflegſchaft oder Nachlaßauseinander⸗ 
ſetzung. 

(3) Die Innungsmitgliedſchaft erliſcht bei Fortfall der Handwerkerkarte mit Ablauf des Ka- 
lenderjahres. $ 9 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


8 11 

Als freiwillige Mitglieder können aufgenommen werden: 

1. Perſonen, die in dem Handwerkszweig früher als ſelbſtändige Handwerker tätig waren und 
keine andere gewerbliche Tätigkeit ausüben, 

2. Lohngewerbetreibende, Hausgewerbetreibende, Zwiſchenmeiſter und ähnliche Perſonen, 

3. die in landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betrieben gegen Entgelt beſchäftigten Hand— 
werker, 

4, Lehrperſonen an Berufs- und Fachſchulen. 


Dritter Abſchnitt 
Aufbau und Verwaltung 
8 12 

(1) Die Mitglieder der Innung (SS 8 und 11) bilden die Innungsverſammlung. 

(2) Die Belange der bei den Innungsmitgliedern beſchäftigten Geſellen werden nach näherer 
Beſtimmung dieſer Verordnung und der Satzung von dem Geſellenwart und ſeinem Beirat, dem Ge— 
ſellenbeirat, wahrgenommen. 

(3) Der Geſellenwart und der Geſellenbeirat ſind bei der Regelung des Lehrlingsweſens und 
in den ſonſtigen durch die Satzung beſtimmten Fällen hinzuzuziehen. Inſoweit hat der Geſellenwart 
Sitz und Stimme im Innungsbeirat. An der Beſchlußfaſſung der Innungsverſammlung nimmt in⸗ 
ſoweit auch der Geſellenbeirat gleichberechtigt teil. 
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8 13 
(1) Die Innung wird von dem Obermeiſter geführt. 
(2) Der Obermeiſter wird von der Handwerkskammer beſtellt. Den Geſellenwart und den Geſellen⸗ 
beirat beſtellt die Handwerkskammer nach Anhörung des Treuhänders der Arbeit. 
(3) Die Beſtellung des Obermeiſters und des Geſellenwarts kann jederzeit widerrufen werden. 


8 14 
(1) Dem Obermeiſter und dem Geſellenwart ſtehen Beiräte zur Seite. 
(2) Der Obermeiſter beſtellt die Mitglieder ſeines Beirats, der die Bezeichnung Innungsbeirat 
führt, aus den Innungsmitgliedern. 
(3) Die Zahl der Beiratsmitglieder wird durch die Satzung der Innung beſtimmt. Die Amts⸗ 
dauer beträgt ein Jahr. 
§ 15 
(1) Der Obermeiſter vertritt die Innung gerichtlich und außergerichtlich, er führt ihre Ge⸗ 
ſchäfte und erledigt ihre Aufgaben. Eine Beſchlußfaſſung der Innung hierüber findet nur ſtatt, ſoweit 
ſie durch dieſe Verordnung vorgeſchrieben iſt. 
(2) Die Vertretung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für welche 
nach den Geſetzen eine Sondervollmacht erforderlich iſt. 
(3) Als Ausweis für den Obermeiſter genügt bei allen Rechtsgeſchäften die Beſcheinigung 
der Handwerkskammer, daß der darin Bezeichnete zurzeit Obermeiſter der Innung iſt. 


$ 16 
In grundſätzlichen und wichtigen Angelegenheiten ſoll der Obermeiſter den Innungsbeirat um 
ſeine Meinung befragen. Der Obermeiſter iſt an das Gutachten des Innungsbeirats nicht gebunden. 


8 17 

(1) Bei der Verwaltung der Innung hat der Obermeiſter nach näherer Beſtimmung der Satzung 
Mitglieder des Innungsbeirates mit der Wahrnehmung beſtimmter Innungsämter zu beauftragen 
(Innungswarte). Seinen Stellvertreter, einen Kaſſenführer, einen Schriftführer und einen Lehrlings- 
wart hat er ſtets zu beſtellen. Der Obermeiſter und die Innungswarte dürfen untereinander nicht 
nahe verwandt oder verſchwägert ſein. 

(2) Die Amtsdauer der Innungswarte beträgt ein Jahr. 

(3) Die Innung hat der Handwerkskammer die Innungswarte und jede Anderung in der Be— 
ſetzung der Amter unverzüglich anzuzeigen. 

8 18 

(1) Der Obermeiſter, im Falle feiner Behinderung die Handwerkskammer, kann einen Innungs⸗ 

wart ſofort abberufen, wenn dieſer 
1. den Anordnungen des Obermeiſters, den Beſtimmungen der Satzung oder den Geſetzen 
zuwiderhandelt oder 

2. die Erfüllung ſeiner Aufgaben vernachläſſigt oder 

3. durch ſein Verhalten in oder außer dem Amt das Allgemeinwohl, die Intereſſen der In⸗ 
nung oder des handwerklichen Berufsſtandes gefährdet, insbeſondere gegen die Grundſätze 
von Gemeingeiſt und Standesehre verſtößt. 

(2) Das gleiche gilt, wenn über den Innungswart und die ſonſtigen nach § 26 beſtellbaren 
Perſonen Umſtände bekannt werden, die ihre Beſtellbarkeit ausſchließen. 

(3) Gegen die Verfügung des Obermeiſters iſt binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe die Be⸗ 
ſchwerde an die Handwerkskammer zuläjlig; dieſe entſcheidet endgültig. Die Beſchwerde hat keine 
aufſchiebende Wirkung. 

8 19 

(1) Der Obermeiſter und die ſonſtigen Innungswarte haften für getreue Amtsführung wie Vor⸗ 
münder. 

(2) Soweit der Innung gegen die Innungswarte Anſprüche infolge einer Verletzung ihrer Amts⸗ 
pflichten zuſtehen, darf der Obermeiſter von der Geltendmachung dieſer Anſprüche nur mit Geneh- 
migung der Handwerkskammer Abſtand nehmen. Dieſe kann die Anſprüche an Stelle und auf Koſten 
der Innung geltend machen. Die Handwerkskammer iſt zur Geltendmachung verpflichtet, inſoweit es 
ſich um Anſprüche dieſer Art gegen den Obermeiſter handelt. 
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8 20 

(1) Die Innungswarte, der Geſellenwart und die Mitglieder der Beiräte verſehen ihre Obliegen⸗ 
heiten als Ehrenamt unentgeltlich, doch kann ihnen außer den baren Auslagen der nachweislich ent⸗ 
gangene Arbeitsverdienſt erſetzt werden. Die Entſchädigung darf die nach den geſetzlichen Vorſchriften 
einem Zeugen zuſtehenden Gebühren nicht überſchreiten. Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß 
die Entſchädigung nach Durchſchnittsſätzen gewährt wird, wenn hierdurch eine Mehrbelaſtung nicht ein⸗ 
tritt. 

(2) Die Feſtſetzung dieſer Durchſchnittsſätze bedarf der Genehmigung der Handwerkskammer. 

(3) Für den Obermeiſter, den Geſellenwart und die Innungswarte kann dann, wenn ihre Ar⸗ 
beitskraft durch die Wahrnehmung ihres Innungsamtes in erheblichem Maße beanſprucht wird, mit 
Genehmigung der Handwerkskammer eine von der Beſtimmung des Abſ. 1 abweichende Regelung 
ausnahmsweiſe getroffen werden. 

8 21 
(1) Der Innungsverſammlung (§ 12 Abſ. 1) bleibt die Beſchlußfaſſung vorbehalten über: 

1. die Abänderung der Satzung; 

2. den Erwerb, die Veräußerung oder dingliche Belaſtung von Grundſtücken; 

3. die Veräußerung von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwert 

haben; 

. die Aufnahme von Anleihen oder Krediten; 
. die Genehmigung der Jahresrechnung: 
die Feſtſtellung des Haushaltsplanes; 
. die Genehmigung von Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht vorgeſehen ſind. 

(2) Genehmigt die Innungsverſammlung Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht vorgeſehen ſind, 
nicht, ſo kann die Genehmigung auf Antrag des Obermeiſters durch die Handwerkskammer erſetzt 
werden. 

(3) Hinſichtlich des Haushaltsplanes und der Jahresrechnung finden die Vorſchriften des $ 19 
des Statuts der Handwerkskammer entſprechende Anwendung. 


8 22 


Der Obermeiſter hat alljährlich in der Innungsverſammlung die Vertrauensfrage zu ſtellen. Das 
Ergebnis der Beſchlußfaſſung iſt der Handwerkskammer unverzüglich mitzuteilen. 


S 


| 


Vierter Abſchnitt 
Satz ung 
8 23 
Die Innung iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts. Die Satzung der Innung wird erſt⸗ 
malig von der Handwerkskammer erlaſſen. Eine Anderung der Satzung bedarf der Genehmigung der 
Handwerkskammer. Die Genehmigung darf nur dann verſagt werden, wenn die Anderung den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften und der noch vom Senat der Freien Stadt Danzig zu erlaſſenden Muſterſatzung 
nicht entſpricht. Gegen die Entſcheidung der Handwerkskammer iſt binnen zwei Wochen ſeit ihrer Be- 
kanntgabe Beſchwerde an den Senat der Freien Stadt Danzig zuläſſig; deſſen Entſcheidung it end- 
gültig. 
8 24 
Die Satzung der Innung hat Beſtimmung zu treffen über: 
1. den Namen, Sitz und Bezirk der Innung ſowie über den oder die Handwerkszweige, für 
welche ſie errichtet iſt; 
2. ihre Aufgaben und die ihnen dienenden dauernden Einrichtungen; 
3. die Zahl der Mitglieder des Innungsbeirats und des Geſellenbeirats; 
4. den Obermeiſter, den Geſellenwart und die Innungswarte, ihre Befugniſſe, die Formen ihrer 
Geſchäftsführung, ihre Amtsdauer ſowie die Vorausſetzungen für ihre vorzeitige Abberufung: 
5. die Rechte und Pflichten der Mitglieder, insbeſondere den Maßſtab für ihre Beiträge; 
6. Aufnahme, Austritt und Ausſchließung der freiwilligen Mitglieder; 
7. die Zuſammenſetzung und Einberufung der Innungsverſammlung, das Stimmrecht in ihr 
und die Art der Beſchlußfaſſung; 
8. die Form der Beurkundung der Beſchlüſſe der Innungsverſammlung und der Anordnungen 
des Obermeiſters; 
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9. die Aufitellung und Prüfung des Jahresrechnung; 

10. die Vorausſetzungen und die Form einer Satzungsänderung: 

11. die Form für die Bekanntmachungen der Innung; 

12 * und die Form der Verhängung von Ordnungsſtrafen und deren Höchſt⸗ 
maß. 

Fünfter Abſchnitt 
Stimmrecht, Beſtellbarkeit 
8 25 

Stimmberechtigt in der Innungsverſammlung ſind die der Innung angehörenden natürlichen und 
juriſtiſchen Perſonen; erſtere und die geſetzlichen Vertreter juriſtiſcher Perſonen müſſen das 21. Lebens- 
jahr vollendet haben. Für eine juriſtiſche Perſon kann nur eine Stimme abgegeben werden, auch wenn 
mehrere geſetzliche Vertreter vorhanden ſind. 

Ss 26 

(1) Beſtellbar zum Obermeiſter, zum Innungswart, zum Lehrlingswart, zum Geſellenwart und 
zum Mitglied eines Beirats ſoll nur ſein, wer Danziger Staatsangehöriger, mindeſtens 24 Jahre und 
nicht über 65 Jahre alt iſt. 

(2) Im übrigen ſind beſtellbar: 

1. auf der Seite der ſelbſtändigen Handwerker nur ſolche Perſonen, die eine Meiſterprüfung 
abgelegt haben und ſeit mindeſtens einem Jahre im Bezirk der Innung tätig find; 

2. auf der Seite der Geſellen ſolche Perſonen, die eine Geſellenprüfung abgelegt haben; ſie 
ſollen ſeit mindeſtens drei Monaten in dem Betrieb eines der Innung angehörenden ſelb— 
ſtändigen Handwerkers beſchäftigt ſein. 

8 27 

(1) Stimmberechtigt ($ 25) oder beſtellbar ($ 26 Abſ. 1) ſowie berechtigt zur Teilnahme an den 
Geſchäften der Innung und an der Innungsverſammlung iſt nicht: 

1. wem die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter ab- 
erkannt ſind, oder gegen den das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
eröffnet iſt, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bes 
kleidung öffentlicher Amter zur Folge haben kann; 

2. wem die Fähigkeit, Führer des Betriebes zu ſein oder das Amt eines Vertrauensmannes 
auszuüben, aberkannt iſt; 

3. wer infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ſein Vermögen beſchränkt iſt 
oder innerhalb der letzten fünf Jahre den Offenbarungseid geleiſtet hat. 

(2) Beſtellbar iſt ferner nicht, wer für unfähig erklärt worden iſt, Innungswart zu ſein, für die 
im Urteil des Ehrengerichtes bezeichnete Zeit. 

(3) Ein Mitglied iſt nicht ſtimmberechtigt, wenn die Beſchlußfaſſung die Vornahme eines Rechts⸗ 
geſchäftes mit ihm oder die Eee. oder Erledigung eines Rechtsſtreites zwiſchen der Innung und 
ihm betrifft. 

Ss 28 

An der Ausübung des Stimmrechts iſt behindert: 

1. wer wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche in einer Heil- und Pflegeanſtalt unter- 
gebracht iſt; 

2. wer ſich in Straf⸗ oder Unterſuchungshaft befindet; 

3. wer infolge gerichtlicher, polizeilicher oder ſonſtiger behördlicher Anordnung in Verwahrung 
gehalten wird. 

8 29 

Durch die Satzung kann Mitgliedern der Innung, die mit der Zahlung von mehreren aufein— 
anderfolgenden Beiträgen im Rückſtand geblieben ſind, Stimmrecht und Beſtellbarkeit ſowie das Recht 
zur Teilnahme an den Geſchäften der Innung ſowie an der Innungsverſammlung auf Zeit entzogen 
werden. 

8 30 

Ein Mitglied, welches nur als Inhaber eines Betriebes, der im Rahmen ſeines Geſamtbetriebes 
als Nebenbetrieb anzuſehen it, Mitglied der Innung it, kann fein Stimmrecht im Sinne des $ 25 
auf den Leiter dieſes Nebenbetriebes übertragen, falls dieſer die Pflichten übernimmt, die ſeinem 
Vollmachtgeber gegenüber der Innung obliegen. Auf einen ſolchen Vertreter finden die Beſtimmungen 
der §8 26 bis 29 entſprechende Anwendung. 
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8 31 

(1) Die Satzung kann die Übertragung der im 8 30 bezeichneten Rechte unter den dort geſetzten 
Vorausſetzungen auch in anderen Ausnahmefällen zulaſſen. 

(2) Die Übertragung wie die Übernahme der Pflichten bedarf der ſchriftlichen Erklärung gegen: 
über der Innung. 

§ 32 ü 

(1) Perſonen, die gemäß 8 26 beſtellbar ſind, können die Berufung nur ablehenen, wenn ſie 

1. das 60. Lebensjahr vollendet haben oder 

2. durch Krankheit oder Gebrechen verhindert ſind, das Amt ordnungsgemäß zu führen, oder 

3. durch andere ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit ſo in Anſpruch genommen ſind, 
daß ihnen die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden kann, oder 

4. als Frauen glaubhaft machen, daß ihnen die Fürſorge für ihre Familie die Ausübung des 
Amtes beſonders erſchwert. 

(2) Nur unter den gleichen Vorausſetzungen darf ein Innungsamt, die Mitgliedſchaft zu einem 
Beirat niedergelegt werden. 

§ 33 
Nach Ablauf ihrer Amtsdauer bleiben die Beſtellten im Amte, bis ihre Nachfolger eintreten. 
Wiederbeſtellung iſt zuläſſig. 
ü Sechſter Abſchnitt 
Vermögens verwaltung, Haushaltsführung 
8 34 a 

Das Vermögen iſt wie Mündelgeld verzinslich anzulegen, doch kann der Senat der Freien Stadt 
Danzig eine andere Vermögensanlage zulaſſen. 

8 35 

Die Genehmigung der Handwerkskammer iſt erforderlich: 

1. für den Erwerb, die dingliche Belaſtung und die Veräußerung von Grundſtücken; 

2. für die Veräußerung von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder 
Kunſtwert haben; 

3. für die Aufnahme von Anleihen, ſofern ſie nicht nur zur vorübergehenden Aushilfe be- 
ſtimmt find und aus den Überſchüſſen der laufenden Einnahmen über die Ausgaben einer 
Voranſchlagszeit zurückerſtattet werden können. 

§ 36 

Eintrittsgelder dürfen nicht erhoben werden. Für die Benutzung von Einrichtungen und Anſtalten 

iſt die Erhebung von angemeſſenen Gebühren zuläſſig. 
8 37 

(1) Soweit die Koſten für die Errichtung und die Tätigkeit der Innung nicht aus den Erträgen 
des Vermögens oder aus ſonſtigen Einnahmen gedeckt werden, ſind ſie von den Innungsmitgliedern 
aufzubringen. 

(2) Die Beitragspflicht beginnt am Anfang des Monats, in welchem die Mitgliedſchaft beginnt, 
und endet am Schluß des Monates, der dem Erlöſchen der Mitgliedſchaft vorangeht. 

(3) Für die Höhe der Beiträge iſt nach näherer Beſtimmung der Satzung die Leiſtungsfähigkeit 
der Betriebe maßgebend. Die Satzung kann für Mitglieder ‚die in der Regel weder Geſellen noch 
Lehrlinge beſchäftigen, geringere Beiträge oder Beitragsfreiheit und für freiwillige Mitglieder Beiträge 
zu feſten Sätzen zulaſſen. 

8 38 

Die Koſten, die für den Geſellenwart und den Geſellenbeirat erwachſen, werden von der Innung 

getragen. 
$ 39 

Streitigkeiten über die Heranziehung zu Beiträgen und Gebühren entſcheidet die Handwerks⸗ 

kammer. $ 18 des Statuts der Handwerkskammer findet entſprechende Anwendung. 
8 40 

(1) Rüdjtändige Beiträge, die nach $ 36 Satz 2 zuläſſigen Gebühren ſowie Ordnungsſtrafen 
werden auf Erſuchen der Innung nach den Vorſchriften über die Beitreibung von Gemeindeabgaben 
eingezogen. f ö 


{ 
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(2) Die Satzung kann beſtimmen, daß der Beitreibung ein Mahnverfahren vorausgeht und daß 
dafür eine Mahngebühr erhoben wird. Dieſe wird gemäß Abſ. 1 beigetrieben. 

(3) Für die im Abſ. 1 genannten Anſprüche aus rückständigen Beiträgen und Gebühren be⸗ 
ſteht das Vorzugsrecht des $ 61 Nr. 3 der Konkursordnung in dem dort vorgeſehenen Umfange. 


8 41 | 
(J) Die Innung hat alljährlich über die Einnahmen und Ausgaben eine Jahresrechnung und 
über den zu erwartenden Koſtenaufwand und ſeine Deckung einen Haushaltsplan aufzuſtellen. Für 
Nebenein richtungen find geſonderte Jahresrechnungen und Haushaltspläne aufzuſtellen. 


Siebenter Abſchnitt 
Aufgaben 
8 42 

(1) Aufgabe der Innung iſt: 

1. den Gemeingeiſt zu pflegen und die Standesehre zu wahren; 

2. das Lehrlingsweſen entſprechend den Beſtimmungen der Handwerkskammer zu regeln und 
die techniſche, gewerbliche und ſittliche Ausbildung der Lehrlinge zu überwachen: 

3. Streitigkeiten zwiſchen ſelbſtändigen Handwerkern und ihren Lehrlingen zu entſcheiden; 

4. Geſellenprüfungen abzunehmen; 

5. die techniſche, gewerbliche und ſittliche Ausbildung der Berufsangehörigen zu fördern, ins- 
beſondere Fachſchulen zu unterſtützen und zu errichten ſowie Vorſchriften über ihren Beſuch 
zu erlaſſen; 

6. bei der Verwaltung der Berufsſchulen gemäß den geſetzlichen und Verwaltungsvorſchriften 
mitzuwirken; 

7. wirtſchaftliche Einrichtungen, die dem Handwerkszweig dienen, insbeſondere das Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen, zu fördern; 

8. Einrichtungen zur gemeinſchaftlichen Übernahme von Lieferungen und Leiſtungen, ſoweit dieſe 
für den Handwerkszweig in Betracht kommen, zu fördern und bei Vergebung öffentlicher 
Lieferungen und Leiſtungen die Vergebungsſtellen auf deren Erſuchen zu beraten; 

9. zur Erhöhung der Wirtſchaftlichkeit in Verbindung mit der Handwerkskammer Einrichtungen 
und Vorkehrungen zur Verbeſſerung der Arbeitsweiſe und Betriebsführung zu treffen; 

10. die etwaige Fachpreſſe zu unterſtützen; 

11. über Angelegenheiten des Handwerkszweiges den Behörden Gutachten und Auskünfte zu 
erſtatten; d 

12. die Handwerkskammer in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterſtützen; 

13. die Förderung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen Betriebsführer und Gefolgſchaft; 

14. in Ermangelung geſetzlicher Vorſchriften gegebenenfalls Richtpreiſe durch beſondere Kom⸗ 

miſſionen ermitteln und den Innungsmitgliedern bekanntgeben zu laſſen. Die ermittelten 
Richtpreiſe bedürfen der Beſtätigung durch den Senat nach Anhörung der Handwerks 
kammer. 

15. die Anlegung einer Karthotek für ſämtliche Innungsmitglieder. Die nähere Anweiſung hier⸗ 

zu erläßt die Handwerkskammer. 
8 43 

(1) Als das für die Verhandlung von Streitigkeiten zwiſchen den Innungsmitgliedern und ihren 
Lehrlingen zuſtändige Organ hat die Innung einen Ausſchuß zu bilden, dem Betriebsführer und Mit⸗ 
glieder des Geſellenbeirates in gleicher Zahl angehören müſſen. Vorſitzender dieſes Ausſchuſſes iſt der 
Obermeiſter. 

(2) Wird der von dieſem Ausſchuß gefällte Spruch nicht innerhalb einer Woche von beiden 
Parteien anerkannt, ſo kann binnen zwei Wochen nach ergangenem Spruche Klage beim zuſtändigen 
Arbeitsgericht erhoben werden. Der Klage muß in allen Fällen die Verhandelung vor dieſem Aus⸗ 
ſchuß vorangegangen ſein. 

(3) Aus Vergleichen, die vor dem Ausſchuß geſchloſſen ſind und aus Sprüchen des Ausſchuſſes, 
die von beiden Parteien anerkannt find, findet die Zwangsvollſtreckung nach Maßgabe des § 86 des 
Arbeitsgerichtsgeſetzes ſtatt. 

(4) Die SS 78 bis 87 des Arbeitsgerichtsgeſetzes bleiben unberührt. 
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8 44 
(1) Die Innung kann Güteſtellen zur Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen ihren Mitgliedern 
und ihren Auftraggebern errichten. 

(2) Wird eine Güteſtelle errichtet, ſo erläßt die erforderliche Geſchäftsanordnung der Präſident 
der Handwerkskammer. 


8 45 
85 (1) Die Innung iſt befugt, durch Beauftragte die Befolgung der geſetzlichen und ſatzungsmäßigen 
Ba“ Vorſchriften in den zur Innung gehörigen Betrieben zu überwachen und von der Einrichtung der 
* Betriebsräume und der für die Unterkunft der Geſellen und Lehrlinge beſtimmten Räume Kenntnis 
8 zu nehmen. 
Be (2) Die Verpflichteten haben den als ſolchen ausgewieſenen Beauftragten der Innung auf Er⸗ 
f fordern während der Betriebszeit den Zutritt zu den Werkſtätten und Unterkunftsräumen ſowie zu 


den ſonſt in Betracht kommenden Räumlichkeiten zu geſtatten und ihnen Auskunft über alles zu 

5 geben, was für die Erfüllung ihres Auftrages von Bedeutung iſt; ſie können hierzu auf Antrag der 
Be: Beauftragten von der Ortspolizeibehörde angehalten werden. 

1 (3) Namen und Wohnſitz der Beauftragten ſind von der Innung der Handwerkskammer anzu⸗ 


zeigen. 
(4) Die Beauftragten find verpflichtet, den im $ 139 b der Gewerbeordnung bezeichneten Be⸗ 
amten auf Erfordern über ihre Überwachungstätigkeit und deren Ergebniſſe Mitteilung zu machen. 


8 46 
(1) Befürchtet der Betriebsunternehmer von der Beſichtigung des Betriebes durch den Beauf⸗ 
tragten der Innung eine Schädigung ſeiner Geſchäftsintereſſen, ſo kann er die Beſichtigung durch 
einen anderen Sachverſtändigen beanſpruchen. In dieſem Falle hat er dem Obermeiſter, ſobald er 
den Namen des Beauftragten erfährt, eine entſprechende Mitteilung zu machen und einige geeignete 
Perſonen zu bezeichnen, welche auf ſeine Koſten die erforderlichen Beſichtigungen vorzunehmen und dem 
Obermeiſter die erforderliche Auskunft über die vorgefundenen Verhältniſſe zu geben bereit ſind. In 
Ermangelung einer Verſtändigung zwiſchen dem Betriebsunternehmer und dem Obermeiſter entſcheidet 
auf Anſuchen des Obermeiſters die Handwerkskammer. 
(2) Auf Räume, welche Beſtandteile landwirtſchaftlicher oder N Betriebe ſind, finden 
die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 


8 47 


Die Innung darf nur die ihr nach dieſer Verordnung zuſtehenden Aufgaben übernehmen und ihre 
Mittel nur für die Erfüllung dieſer Aufgaben verwenden; ſie darf ihre Mitglieder nicht zu Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen verpflichten, die ſich nicht aus ihren Aufgaben ergeben. 


Achter Abſchnitt 
Auf ſicht 
8 48 

(1) Die Aufſicht über die Innungen führt die Handwerkskammer. Sie achtet beſonders darauf, 
daß Geſetz und Satzung beobachtet werden. 

(2) Der Aufſicht der Handwerkskammer unterſtehen auch die von der Innung errichteten oder 
unterhaltenen Anſtalten und Einrichtungen. 

(3) Die Handwerkskammer kann die Geſchäfts- und Rechnungsführung der Innung zu jeder Zeit 
prüfen. Die Innungswarte, der Geſellenwart und die Angeſtellten der Innung haben der Hand⸗ 
werkskammer oder ihren Beauftragten auf Verlangen alle Schriftſtücke, Bücher, Rechnungen, Belege 
und Verhandlungen, auch die von ihnen verwahrten Akten, Urkunden, Wertpapiere und Wertbeſtände 
vorzulegen und alles mitzuteilen, was zur Ausübung des Aufſichtsrechts erforderlich iſt. 

(4) Die Handwerkskammer iſt berechtigt, an allen Sitzungen der Innung und ihrer Organe teil⸗ 
zunehmen oder ſich in ihnen vertreten zu laſſen und kann verlangen, daß die Innung und ihre Organe 
zu Sitzungen einberufen werden; wird dem nicht entſprochen, ſo kann ſie die Sitzung ſelbſt anberaumen 
und die Verhandlungen leiten laſſen. Sie kann Beſchlüſſe der Innung mit aufſchiebender Wirkung 
beanſtanden. Die Obermeiſter der Innung haben mindeſtens 1 Woche vor den Verſammlungen oder 
Sitzungen die Tagesordnung ſowie Tag, Stunde und Verſammlungslokal der Handwerkskammer 
ſchriftlich anzuzeigen. Das Verfahren, in welchem über die Beanſtandung entſchieden wird, regelt der 
Senat. 


ya 


(5) Die Handwerkskammer kann die nach Abſ. 3 Satz 2 Verpflichteten ſowie die Innungsmit⸗ 
glieder durch Ordnungsſtrafen bis zu 100,— G im Einzelfalle anhalten, das Geſetz und die Satzung zu 
befolgen. Die Ordnungsſtrafe fließt in die Kaſſe der Handwerkskammer. 

(6) Gegen die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe iſt innerhalb von 2 Wochen nach Zuſtellung die 
Beſchwerde an den Senat der Freien Stadt Danzig zuläſſig; dieſer entſcheidet endgültig. 

(7) Die Ordnungsſtrafen werden auf dem im 8 40 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Wege auf Erſuchen der 
Handwerkskammer eingezogen. 5 

(8) Falls die Innung es unterläßt, ihr zuſtehende Anſprüche geltend zu machen, iſt die Hand⸗ 
werkskammer befugt, ihr einen Vertreter zur gerichtlichen Verfolgung der Angelegenheit zu beſtellen. 


Neunter Abſchnitt 
Strafbefugnis des Obermeiſters 
8 49 
(1) Der Obermeiſter it befugt, Zuwiderhandlungen der Innungsmitglieder gegen die Satzung 
und gegen Anordnungen und Vorſchriften, die er im Rahmen ſeiner Befugniſſe erlaſſen hat, mit Aus⸗ 
nahme der in $ 53 bezeichneten Verfehlungen, mit Ordnungsſtrafen zu ahnden. Dieſe können in 
Verwarnung, Verweis oder in Geldſtrafe bis zu einhundert Gulden beſtehen. 
(2) Gegen die Straffeſtſetzung ſteht dem Betroffenen binnen zwei Wochen ſeit Bekanntgabe 
die Beſchwerde an die Handwerkskammer zu; dieſe entſcheidet endgültig. 
(3) Die Geldſtrafen fließen in die Kaſſe der Innung. 


Zehnter Abſchnitt 
Bezirkliche und fachliche Veränderungen 
§ 50 

(1) Die Handwerkskammer kann einen Teil des Bezirks oder einen oder mehrere Handwerks⸗ 

zweige aus der Innung ausſcheiden, wenn 
1. für den ausſcheidenden Bezirk oder Handwerkszweig eine neue Innung errichtet wird, oder 
2. der ausſcheidende Bezirk oder Handwerkszweig einer anderen Innung zugewieſen wird. 

(2) Die vermögensrechtliche Auseinanderſetzung regelt die Handwerkskammer endgültig. 

(3) Innungen derſelben oder verwandter Handwerkszweige können von der Handwerkskammer zu 
einer gemeinſamen Innung zuſammengelegt werden. Das Vermögen geht im Wege der Geſamtrechts⸗ 
nachfolge auf die neue Innung über. Dieſe haftet für die Schulden. 

(4) Gegen die Anordnung der Handwerkskammer kann von den beteiligten Innungen binnen zwei 
Wochen ſeit Bekanntgabe Beſchwerde bei dem Senat der Freien Stadt Danzig erhoben werden; dieſe 
Entſcheidung iſt endgültig. 

Elfter Abſchnitt 
Überſchuldung, Zahlungs unfähigkeit, Schließung 
§ 51 

(1) Ein Konkursverfahren über das Vermögen der Innung findet nicht ſtatt. 

(2) Eine Überſchuldung oder Zahlungsunfähigkeit hat der Obermeiſter der Handwerkskammer 
ſofort anzuzeigen. Dieſe Anzeigepflicht tritt an Stelle der dem Obermeiſter durch andere geſetzliche 
Vorſchriften auferlegten Pflicht, bei Zahlungs anfähigkeit oder Überſchuldung die Konkurseröffnung zu 
beantragen. 

(3) Die Handwerkskammer hat unverzüglich mit den Gläubigern zu verhandeln und, falls ſie 
ſich mit ihnen nicht einigt, für ihre Befriedigung in einem Zwangsverwaltungsverfahren zu ſorgen. 
Erforderliche Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 

8 52 

(1) Die Handwerkskammer ſoll die Innung ſchließen, wenn ihre Mitgliederzahl jo weit zurückge⸗ 
gangen iſt, daß ſie ihre geſetzlichen Aufgaben nicht mehr erfüllen kann. Die Abwicklung erfolgt durch 
die Handwerkskammer. Sie hat die bisherigen Mitglieder einer für das gleiche Handwerk oder für 
verwandte Handwerkszweige beſtehenden Innung zuzuweiſen. Dieſer hat ſie auch einen etwaigen Ver⸗ 
mögensbeſtand zu übereignen. 

(2) Gegen die Schließung oder gegen eine im Verfolg der Abwicklung ergangene Anordnung der 
Handwerkskammer kann von den beteiligten Innungen binnen zwei Wochen ſeit Bekanntgabe Be⸗ 
ſchwerde bei dem Senat der Freien Stadt Danzig erhoben werden. Seine Entſcheidung iſt endgültig. 
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Dritter Teil 
Ehrengerichtsbarkeit 
8 53 
Hat ſich ein Innungsmitglied einer Verletzung der Standesehre oder eines Verſtoßes gegen den 
Gemeingeiſt ſchuldig gemacht, ſo gelten die Beſtimmungen über die Errichtung eines Ehrengerichtes 
für Standes⸗ und Berufsangelegenheiten bei der Handwerkskammer zu Danzig. 


Vierter Teil 
Schluß- und Übergangsbeitimmungen 
Ss 54 

Der Ablegung der Meiſterprüfung ſteht im Sinne dieſer Verordnung die Befugnis zur Anlei- 
tung von Lehrlingen gleich. 

Ss 55 

(1) Die Vorſchriften der SS 81 bis 99 der Gewerbeordnung finden auf Handwerkerinnungen 
keine Anwendung. 

(2) Die Vorſchriften der SS 100 bis 100 u, 101 und 102 der Gewerbeordnung werden aufge- 
hoben. 

(3) Die im $ 126 a der Gewerbeordnung vorgeſehene Entziehung der Befugnis zum Halten 
und zur Anleitung von Lehrlingen erfolgt gegenüber den Innungsmitgliedern und den von ihnen 
mit der Anleitung von Lehrlingen beauftragten Perſonen durch Entſcheidung des Ehrengerichtes. 
Durch die Handwerkskammer kann die entzogene Befugnis nach Ablauf eines Jahres auf Antrag 
wieder eingeräumt werden. 

§ 56 

(1) Auf die Handwerkerinnungen geht das Vermögen der bisherigen Innungen (freien und 
Zwangsinnungen) im Wege der Geſamtrechtsnachfolge inſoweit über, als ſie die Aufgaben der bis— 
herigen Innungen übernehmen. 

(2) ber die Verwendung von Vermögen, das hiernach auf die Handwerkerinnungen nicht über— 
geht, beſchließt die Handwerkskammer. Eine Verteilung von Reinvermögen unter die Mitglieder 
von bisherigen freien und Zwangsinnungen iſt unſtatthaft; entgegenſtehende, auf Grund des § 98 a 
Abſ. 2 der Gewerbeordnung gefaßte Beſchlüſſe ſind rechtsunwirkſam. 

(3) Die Handwerkerkammer regelt die Durchführung im einzelnen und wickelt die Geſchäfte unter 
Rückſichtnahme auf die Belange der Gläubiger ab. Sie iſt befugt, beſtehende Innungen (freie und 
Zwangsinnungen) zum Zweck der Durchführung dieſer Verordnung zu ſchließen. 

(4) Sind mit der Innung andere Unterſtützungskaſſen als Innungskrankenkaſſen verbunden, ſo 
gehen ſie im Wege der Geſamtrechtsnachfolge auf die neue Innung nur dann über, wenn die Hand— 
werkskammer dies ausdrücklich anordnet. Andernfalls ſind ſie zu ſchließen. 

(5) Gegen die Entſcheidung der Handwerkskammer iſt binnen 2 Wochen die Beſchwerde an den 
Senat der Freien Stadt Danzig zuläſſig, der endgültig entſcheidet. Die Entſcheidungen der Hand— 
werkskammer ſind in der für ihre Bekanntmachungen beſtimmten Form zu veröffentlichen. 


Ss 57 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 9. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Bezugsgebühren ee a) für vo 6 für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger Bi die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G., c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben Bei 85 : e Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) ee zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 0. 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


